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Zur Bemessung der Entschädigung, die der Bergwerks­
besitzer dem Grundeigentümer für die durch eine 
bergbauliche Grundabtretung entzogenen Nutzungen des 
Grundstücks zu leisten hat.

BGH, Urt. v. 3. Juni 1982 - III ZR 189/80 - OLG Düsseldorf
LG Duisburg



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

III ZR 189/80 URTEIL

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
3. Juni 1982 
Schorm,
Justizamtsinspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Aktiengesellschaft,
f, vertreten durch den Vorstand

der_______
R M P M  Straße ___  ________ ___
Dr. Dr. B M ,  Dr. B M M >  EM M B >  G— — |, Kfl| in E M M » vertreten durch die für die R M H B H B  AG in Generalvollmacht 
handelnde B B M I M  Aktiengesellschaft NM B B M B E  in diese vertreten durch den Vorstand Dr. V M M ,  Dr. Gl 
GflM und R M M M ,  ebenda,

Beklagten und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 

Dr. M M M i -
und

g e g e n

1. den Landwirt Wilhelm 
Auf der F M H B

2. die Hausfrau Elfriede 
ebenda,

geborene

Kläger und Revisionsbeklagten,
Rechtsanwälte Dr. 
Dr. M B  -

und- Prozeßbevollmächtigte:
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 3. Juni 19C^ durch 
den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Nüßgens und die 
Richter Dr. G. Krohn, Kroner, Boujong und 
Dr. Halstenberg

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 18. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 6. November 1980 im Kostenpunkt 
und insoweit aufgehoben, als zum Nachteil der 
Beklagten erkannt worden ist.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur an­
derweiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten des Revisionsrechtszuges, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die in allgemeiner Gütergemeinschaft lebenden Klä­
ger sind Eigentümer des Grundstücks Gemarkung L # | B ,  
Flur#, Flurstück Nr. #3. Das landwirtschaftlich genutz­
te Grundstück ist 33.880 qm groß und enthält Kies in 
abbauwürdigem Umfang. Es liegt in einer Verbandsgrünflä­
che des Siedlungsverbandes Ruhrgebiet, im Landschafts­
schutzgebiet und in der Wasserschutzzone III A des Was­
serwerkes ! # ■ # •  Nach dem Flächennutzungsplan der Ge­
meinde gehört es zum Außenbereich und ist als landwirt­
schaftliche Nutzfläche ausgewiesen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  3  -

Die Beklagte benötigte dieses Grundstück zur Ab­
teufung eines Versorgungsschachtes. Auf ihren Antrag 
ordnete das Landesoberbergamt durch Beschluß vom 
26. Juli 1978 die Abtretung des Grundstücks zur berg­
baulichen Nutzung an die Beklagte an und setzte die 
Entschädigung für 1978 auf 3.670,35 DM sowie für 1979 
und die folgenden Jahre auf 8.808,80 DM fest. Wegen 
einer etwaigen Entschädigung für den Verlust der Kies- 
ausbeute behielt sich das Amt die Entscheidung vor.
Unter Bezugnahme auf eine ablehnende Stellungnahme des 
Regierungspräsidenten teilte das Landesoberbergamt den 
Klägern am 21. Februar 1979 mit, daß eine Änderung der 
Entschädigungsfestsetzung nicht in Betracht komme.

Die Kläger haben die Entschädigungsfestsetzung 
mit der Klage angefochten und beantragt, die zugebil­
ligte Entschädigung um jährlich 19.910 DM zu erhöhen, 
eine weitere Entschädigung wegen Verhinderung der Kies­
ausbeute zuzubilligen und die Beklagte zur Einwilli­
gung in eine WertSicherungsklausel zu verurteilen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen.

Im Berufungsrechtszug haben die Kläger ihre Anträ­
ge - mit Ausnahme des Antrags auf Gewährung einer geson­
derten Entschädigung wegen Verhinderung der Kiesausbeute 
weiterverfolgt. Das Berufungsgericht hat das landgericht 
liehe Urteil teilweise abgeändert und den Klägern über 
die vom Landesoberbergamt festgesetzten Beträge weitere 
Entschädigungen zugebilligt.

Mit der Revision erstrebt die Beklagte die Wieder­
herstellung des landgerichtlichen Urteils. Die Kläger 
bitten, das Rechtsmittel zurückzuweisen.
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Entscheidungsgründe

I.

Das Berufungsgericht ist der Ansicht, die Grund­
abtretung zur bergbaulichen Nutzung sei als Enteignung 
zu werten und demgemäß sei die den Klägern nach § 137 
ABG für die entzogenen Nutzungen geschuldete Entschädi­
gung unter Berücksichtigung enteignungsrechtlicher 
Grundsätze zu bestimmen. Es sei daher von der höchst­
möglichen Nutzungsfähigkeit” des Grundstücks auszuge­
hen. Diese habe in der Möglichkeit eines Verkaufs der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche bestanden. Der Nutzungs­
verlust entspreche daher der verkehrsüblich erzielbaren 
Kapitalverzinsung des für den Zeitpunkt der Stellung des 
Abtretungsantrages ermittelten Verkehrswertes. Dieser 
Zinssatz sei mit 2 % über dem jeweiligen Diskontsatz 
der Deutschen Bundesbank anzunehmen.

Das wird von der Revision mit Erfolg angegriffen.

II.

l. Die Rechtsnatur der Grundabtretung (§ 135 ABG) ist 
umstritten. Dabei stehen sich die Auffassung, wonach 
die Grundabtretung - jedenfalls unter der Herrschaft 
des Art. 14 GG - eine Enteignung sei und die wohl herr­
schende Ansicht gegenüber, daß die Grundabtretung als 
bloße Inhaltsbeschränkung des Grundeigentums ein pri­
vatrechtliches, nachbarrechtliches Institut darstellt 
(vgl. zum Meinungsstand: Ebel/Weller ABG 2. Aufl. § 137 
Anm. 4 sowie Schulte ZfB 106 (1965) 161, 165 und ders. 
Eigentum und öffentliches Interesse, 1970, S. 288, sämtl.
m. w.Nachw.). Der Senat hat diese Frage bisher nicht zu



- 5 -

entscheiden brauchen, das Bundesverwaltungsgericht hat 
sie im Urteil vom 7. November 1959 (I C 1.58 = ZfB 101 
(i960) 89 m. Anm. Zydek) offengelassen. Auch im Streit­
fall ist eine abschließende Stellungnahme nicht erfor­
derlich.

Das Grundabtretungsverfahren nach §§ 135 ff. ABG 
ist jedenfalls nach richtiger Ansicht ein Enteignungs­
verfahren, weil die Bergbehörden in einem förmlichen 
Verfahren im öffentlichen Interesse durch Verwaltungs­
akt die Verpflichtung des Grundeigentümers begründen, 
in bestimmtem Umfange und zu bestimmten Bedingungen Ein­
wirkungen des Bergwerkseigentümers zu dulden. Das durch 
den Beschluß der Bergbehörde begründete Nutzungsrecht 
ist eine dem Bergrecht eigentümliche Eigentümerbela­
stung und wird regelmäßig als dingliches Nutzungsrecht 
gewertet. Selbst wenn dieses durch das Zwangsabtretungs­
verfahren begründete Nutzungsrecht dem Privatrecht zuge­
hört, ist das für die Rechtsnatur des vorhergehenden 
Verfahrens ohne Einfluß, weil für das Enteignungsrecht 
typisch ist, daß durch Hoheitsakt private Rechte begrün­
det oder abgeändert werden können (Senatsurteil vom 
22. Februar 1973 - III ZR 28/71 = ZfB 114 (1973) 402;
OVG Münster ZfB 119 (1978) 221).

Es erscheint daher gerechtfertigt, die zur enteig­
nungsrecht liehen Entschädigung entwickelten Grundsätze 
zur Auslegung der Entschädigungsregelung des § 137 ABG 
heranzuziehen. So hat bereits das Reichsgericht ausge­
sprochen, daß hinsichtlich des Umfangs der Entschädigung 
die Rechtslage sowohl für die Enteignung im engeren Sin­
ne (d.h. i.S. d. Pr.EnteigG) als auch für die bergbauli­
che Abtretung die gleiche ist (RGZ 102, 267 f.). Auch
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hat es die Regelung des § 8 Abs. 2 Pr.EnteigG. die die 
Entschädigung für den Minderwert des verbleibenden 
Grundstücks bei Teilenteignungen betrifft, auf die berg­
bauliche Grundabtretung entsprechend angewendet (ZfB 31 
(1900) 250).

Dem entspricht der Ausgangspunkt des Berufungsge­
richts.

2. Nach § 137 Abs. 1 ABG ist der Bergwerksbesitzer 
verpflichtet, dem Grundbesitzer für die entzogene Nut­
zung jährlich im voraus vollständige Entschädigung zu 
leisten und das Grundstück nach beendeter Benutzung zu­
rückzugeben.

a) Diese Entschädigung muß sich an dem Verlust 
orientieren, den die Kläger durch den Entzug der Mög­
lichkeit, ihr Grundstück zu nutzen, erlitten haben.
Diese Einbuße soll die Entschädigung angemessen ("voll­
ständig”) ausgleichen. Hierbei ist zunächst die tatsäch­
liche Nutzung des Grundstücks im Zeitpunkt der Inanspruch­
nahme zu berücksichtigen und zu fragen, welchen Erlös 
diese Nutzung den Klägern nachhaltig gebracht haben wür­
de. Sodann sind alle weiteren wirtschaftlich vernünfti­
gen und rechtlich zulässigen Nutzungsmöglichkeiten, von 
denen die Kläger ernstlich hätten Gebrauch machen kön­
nen, in Betracht zu ziehen. Würde eine dieser ausnutz­
baren Möglichkeiten nachhaltig einen höheren Erlös er­
bracht haben als die tatsächliche Nutzung im Zeitpunkt 
der Inanspruchnahme des Grundstücks, so wäre der Berech­
nung der Entschädigung dieser höhere Erlös zugrunde zu 
legen (Senatsurteile vom 24. November 1975 - III ZR 
113/73 - WM 1976, 277 und vom 29. September 1977 - 
III ZR 80/74 = WM 1977, 1411).
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b) Das Berufungsgericht hat - in Anlehnung an die 
Entscheidung des Reichsgerichts in RGZ 52, 206 - in ei­
ner Veräußerung die beste Nutzungsmöglichkeit und dem­
gemäß die jährlich zu entrichtende NutzungsentSchädi­
gung in einer angemessenen Verzinsung des Verkehrswer­
tes des Grundstücks, nämlich 2 % über Bundesbankdiskont, 
gesehen.

Dem kann nicht gefolgt werden.

aa) Allerdings sind gegen die Qualitätseinstufung 
des Grundstücks als Ackerland, die Verneinung der recht­
lichen Möglichkeit einer Kiesausbeute (vgl. dazu die zur 
Veröffentlichung bestimmten Senatsurteile vom 5. Juni 
1982 in den Sachen III ZR 26/76 und III ZR 107/78) und 
die Bewertung des Grundstücks mit 6,50 DM je qm Beden­
ken nicht zu erheben. Sie werden von der Revision auch 
nicht geltend gemacht.

bb) Westhoff, Bergbau und Grundbesitz, Bd. II S.106 
und Ebel/Weller aaO § 137 Anm. 4 a stimmen der angeführ­
ten Entscheidung des Reichsgerichts nur für den Fall zu, 
daß ein Verkauf des Grundstücks während der Dauer der 
bergbaulichen Nutzung mit Wahrscheinlichkeit zu erwar­
ten stand. Das bedarf jedoch keiner Erörterung, da schon 
grundsätzliche Überlegungen einer Berücksichtigung der 
Verkaufsmöglichkeit bei der Festsetzung der Entschädi­
gung entgegenstehen.

Der Beklagten ist das Grundstück nur zur bergbau­
lichen Nutzung abgetreten worden (§ 135 ABG). Da den 
Klägern das Eigentum an dem Grundstück verbleibt, ist
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ihnen - wie dargelegt - nur der Wert der Nutzungen zu 
ersetzen, die sie im Rahmen der rechtlichen Ordnung 
ziehen können und die ihnen durch die Belastung mit 
dem bergbaulichen Nutzungsrecht entzogen werden. Dem 
Verlust des Eigentums kann der Entzug dieser Nutzungs­
möglichkeit - mag sie auch zeitlich nicht befristet 
sein - nicht gleichgesetzt werden (Senatsurteile 
24. November 1975 und 29. September 1977 aaO). Die 
Kläger können - eben weil sie Eigentümer bleiben - kei­
ne NutzungsentSchädigung beanspruchen, die sich am Ver- 
kehrswert des Grundstücks orientiert. Andernfalls er­
hielten sie eine Entschädigung (auch) für einen Vermö­
genswert, der ihnen nicht entzogen worden ist und den 
sie realisieren können, indem sie unter den Vorausset­
zungen des § 138 ABG von der Beklagten die Übernahme 
des Grundstücks verlangen. Das aber haben sie bisher 
nicht getan.

c) Den Wert der entzogenen Nutzungen zu ermitteln, 
ist Sache des Tatrichters, der dabei an ein bestimmtes 
Bewertungsverfahren nicht gebunden ist. Ob dazu die von 
Ebel/Weller aaO § 137 Anm. 4 a empfohlene Berechnung 
nach dem Ertragswert (d.h. dem Wert der jährlichen Nut­
zung, den das Grundstück bei eigener Bewirtschaftung 
durch den Grundeigentümer als Teil des Gesamtbetriebes 
hat) geeignet ist, hängt von den Umständen des Einzel­
falles ab, denn das vom Tatrichter angewendete Bewer­
tung sver fahren darf nicht zu einer Verzerrung der Wert­
verhältnisse führen.

d) Das Berufungsgericht hat es abgelehnt, dem Ver­
langen der Kläger zu entsprechen, die Beklagte zur Ein­
willigung in eine WertSicherungsklausel zu verurteilen.
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Die Entscheidung wird insoweit auch von der Revision - 
als ihr günstig - nicht angegriffen.

3. Demnach kann das Berufungsurteil mit der ihm gege­
benen Begründung nicht bestehenbleiben. Es erweist sich 
auch nicht aus anderen Gründen als richtig. Da noch wei­
tere tatrichterliche Feststellungen notwendig sind, muß 
das Berufungsurteil - im Kostenpunkt und soweit es zum 
Nachteil der Beklagten ergangen ist - aufgehoben werden. 
Die Sache ist zur anderweiten Verhandlung und Entschei­
dung, auch über die Kosten des Revisionsrechtszuges, an 
das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Nüßgens Krohn Kroner

Boujong Halstenberg
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